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Was wird jetzt aus dem Cyberbunker?

VON KATHARINA DE MOS

TRABEN-TRARBACH Es gibt Immobi-
lien, da kommen Menschen einfach 
ins Träumen. Ein Haus am See, eine 
Finca mit Fernblick, ein Landschlös-
schen mit Lustgarten, ein Bundes-
wehrbunker mit krimineller Vergan-
genheit.

Jedenfalls erreichen Traben-Trar-
bachs Stadtbürgermeister Patrice 
Langer immer wieder Anfragen von 
Menschen, die sich alles Mögliche 
für den fünf Stockwerke tiefen und 
mehr als 5500 Quadratmeter großen 
Schutzbau vorstellen könnten, der 
oberhalb des Moselstädtchens auf 
dem Mont Royal liegt, in den vergan-
genen Jahren für reichlich Schlag-
zeilen sorgte und demnächst wohl 
den Besitzer wechselt.

Noch gehört das 13 Hektar gro-
ße Gelände mit seinen vielen Ge-
bäuden dem niederländischen 
Boss einer frisch vom Landgericht 
Trier verurteilten Bande, die in 
dem Bunker ein illegales Rechen-
zentrum betrieb. Unterhalten wer-
den die Gebäude derzeit noch von 
der Generalstaatsanwaltschaft, die 
die Immobile bei einer Großrazzia 
im Jahr 2019 beschlagnahmt hatte. 
Wenn es nach dem Willen der Trie-
rer Richter geht, dann fällt all das 
ans Land, sobald das Urteil rechts-
kräftig ist.

Und dann? „Ich habe Anfragen 
noch und nöcher“, sagt Stadtbürger-
meister Langer. „Ein Holländer will 
da Käse einlagern, der andere will 
Pilze züchten, ein Hamburger Ho-

telier sagt: ‚Ich mach da ein unter-
irdisches Bunkerhotel draus.’“ Letz-
teres könnte aus Langers Sicht sogar 
funktionieren. Auf „Knalltüten“ mit 
Pilzen und Holländer mit Käse hat 
er allerdings weniger Lust.

Sein Wunsch wäre ganz klar: eine 
Behörde. Das bringe Stabilität. Und 
Steuereinnahmen. Seit die Bun-
deswehr mit ihren 350 Mitarbei-
tern auszog, fehlten ihm im Haus-
halt jedes Jahr eine halbe Million 
Euro, klagt der Stadtchef, der auch 
einen sehr präzisen Wunsch hat, wer 
der neue Nutzer werden sollte: die 
Landeszentrale Cybercrime (die den 
Bunker ja nach vierjährigen Ermitt-
lungen und einer Großrazzia schon 
ganz gut kennt). Eine Cybercri-
me-Behörde, das sei was für die 
Zukunft, findet der Bürgermeister. 
Die Polizeihochschule am Flugha-
fen Hahn sei ganz in der Nähe. „Das 
ist optimal. Wir haben den Bunker, 
da stellen sie die Server auf, stöpseln 
ein und können arbeiten.“ Es sei ja 
auch ein Zeichen, wenn so eine er-
oberte Cybercrime-Zentrale später 
der Verbrechensbekämpfung diene. 
„Das ist mein Weihnachtswunsch“, 
sagt Langer. Doch wirklich beein-
flussen kann er all das nicht. Denn 
die Entscheidung, wer in das ehe-
malige Amt für Geoinformations-
wesen der Bundeswehr einzieht, bei 
dem auch der Traben-Trarbacher 
Stadtbürgermeister jahrelang gear-
beitet hat, trifft ja dann das Land.
„Es gibt hier noch gar keine Ideen für 
das Gelände“, sagt Ann-Kathrin Tau-
ber, Pressesprecherin des Finanzmi-
nisteriums. Allerdings pressiert es 
auch nicht. Nach Rücksprache mit 
dem Trierer Landgericht rechnet 
sie nämlich damit, dass ein ganzes 
Jahr vergehen könnte, ehe das Urteil 
rechtskräftig wird. Verteidiger von 
Mitgliedern der Bunkerbande ha-
ben angekündigt, Revision gegen 
das Trierer Urteil einzulegen. Und 
die Generalstaatsanwaltschaft hat 
dies am Mittwoch bereits getan. Es 
ist daher nun sicher, dass der Bun-
desgerichtshof eine Entscheidung 
treffen muss, ehe in die ehemaligen 
Forschungsanstalt der Bundeswehr 
neues Leben einzieht.

Bis dahin müssen sich die Ermitt-
ler weiter kümmern. „Leider“, sagt 
Generalstaatsanwalt Jürgen Brauer, 
Chef der Landeszentrale Cybercri-
me. Denn das ist ganz schön teuer.

Allein für Strom und Heizöl muss-
te seine Behörde seit 2019 rund 
50.000 Euro zahlen, Personalkos-
ten schlagen mit rund 30.000 Euro 
zu Buche und rund 15.000 Euro 
flossen in die Wartung von Hei-
zung, Lüftung, Abwasseranlagen, 
Aufzügen und Schornsteinen oder 
die Reparatur vom Dach eines der 
beiden großen Verwaltungsgebäu-
de, die sich auf dem Bunkergelän-
de befinden. Ein weiteres Jahr könn-
te also wieder teuer werden. Kosten, 
die allerdings die Angeklagten tra-
gen müssen, wenn das Urteil rechts-
kräftig wird.

Genau wie Langer ist auch Brau-

er nicht für die Vermarktung zustän-
dig. Dennoch erreichen ihn Anfra-
gen. Von lokalen Betrieben ebenso 
wie von einer Landesbehörde. So 
berichtet der Generalstaatsanwalt, 
dass jemand vom LDI eine Führung 
über das Bunkergelände bekommen 
habe. LDI? Was ist denn das?

Google zeigt an: Das ist der zen-
trale IT-Dienstleister des Lan-
des, der ein eigenes Hochsicher-
heits-Rechenzentrum mit mehr als 
3000 Serversystemen betreibt. Un-
ter anderem für Polizei, Justiz so-
wie Finanzverwaltung. Da wäre der 
Schutzbau doch optimal! Der Cyber-
bunker warb schließlich damit, Kun-
dendaten nicht nur vor der Polizei 
zu schützen, sondern auch vor Erd-
beben, Flugzeugabstürzen, Hurrik-
ans und Atombombenangriffen. Si-
cherer geht ja gar nicht!

Die Neugierde hat die Immobilie 
tatsächlich geweckt. So bestätigt der 
Landesdienst Daten und Informa-
tion (LDI) auf Anfrage unserer Zei-
tung, dass es besagte Besichtigung 
gab.

Allerdings ist das Interesse der 
Behörde seitdem erloschen. „Der 
Bunker entspricht überhaupt nicht 
den Standards für ein Rechenzen-
trum“, teilt das LDI mit. Die kom-
plette Infrastruktur müsse überar-
beitet werden. Diese Ertüchtigung 
sei unwirtschaftlich. „Aus unserer 
Sicht kommt er nicht in Frage.“

Eine Aussage, die Stadtbürger-
meister Langer enttäuschen dürf-
te. Und was wird aus seinem 
Weihnachtswunsch? Wäre der be-
rüchtigte Bunker denn nicht der 
passende Arbeitsort für Cybercri-
me-Spezialisten, Herr Dr. Brauer?

„Ich befürchte, der Wunsch wird 
nicht in Erfüllung gehen – auch 
wenn ja bekanntlich an Weihnach-
ten schon einmal Wunder gesche-
hen“, antwortet der Generalstaats-
anwalt. Tja, träumen kann man ja 
mal. Jedenfalls, wenn es um solche 
Immobilien geht. Vielleicht dann 
doch holländischer Käse?

Ein Holländer will im 
Traben-Trarbacher Cyber-Traben-Trarbacher Cyber-Traben-Trarbacher Cyber
bunker Käse einlagern, 
ein Hamburger will ein 
verrücktes, unterirdisches 
Hotel eröffnen, der Stadt-Hotel eröffnen, der Stadt-Hotel eröffnen, der Stadt
bürgermeister will, dass 
die Landeszentrale Cy-
bercrime einzieht. Ja, was 
passiert denn jetzt mit der 
Immobilie?

Dieses Gelän-
de oberhalb von 
Traben-Trarbach 
war bis 2019 das 
Reich des Mister 

X. Der Eingang 
zum fünfstöcki-

gen Bunker ist 
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den Parkplätzen, 
die Bürogebäu-

de rechts kaufte 
X mit.
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Das ehemalige Amt für Geoin-
formationswesen der Bundes-
wehr liegt auf 13 Hektar Fläche 
auf einem Höhenkamm über 
Traben-Trarbach. Von dort aus 
wurden der Truppe im Kalten 
Krieg Wetterberichte, Infos zur 
Flugsicherheit, Höhendaten und 
Kartenmaterial zur Verfügung ge-
stellt.
Herzstück ist der 5500 Quadrat-
meter große, fünf Stockwerke (25 
Meter)  tiefe Schutzbau aus den 
1970er-Jahren. Verkauft wurde er 
laut Exposé mit Rechenzentrum, 
Werkstätten, Aufenthalts- und 
Sanitärräumen, Aufzügen, Kran-
schacht, vier Notstromaggrega-
ten: Schiffsdieselmotoren mit 
vier 30.000-Liter-Tanks, Klima-, 
Trinkwasserversorgungs- und  
Dekontaminationsanlage sowie 
kompletter IT-Verkabelung. Zu-
dem zählen zwei große Büroge-
bäude (1600 und 2600 Quadrat-
meter) samt Sanitär und Kantine, 
ein Wachhaus mit Hundezwinger, 
eine Poststelle und Garagen dazu.
Trotz erster Warnungen verkauf-
te die Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben das Gelände 2013 
für 450.000 Euro an eine  nie-
derländische Stiftung  von Her-
man Johan X., der den Bunker zu 
einem Rechenzentrum ausbau-
te, das seine überwiegend krimi-
nellen Kunden vor behördlicher 
Verfolgung schützte und die so 
begangenen Straftaten nach An-
sicht des Trierer Landgerichts in 
Kauf nahm.

Viel mehr als nur ein 
Bunker

INFO

Ackermann: Kirche braucht mehr 
als einen Missbrauchsbeauftragten
TRIER (dpa) Der Kampf gegen Miss-
brauch und Gewalt in der katholi-
schen Kirche Deutschland muss 
nach Ansicht des Trierer Bischofs 
Stephan Ackermann auf eine grö-
ßere Basis gestellt werden. „Ich mei-
ne, das müsste man breiter veran-
kern“, sagte Ackermann, der seit 
2010 Beauftragter der Deutschen 
Bischofskonferenz für Fragen des 
sexuellen Missbrauchs ist. „Ich bin 
bereit, weiter in dem Feld zu arbei-
ten“, sagte Ackermann der Deut-
schen Presse-Agentur. Diese Ar-
beit müsse aber „auf breitere Füße 
gestellt“ werden.

„Das Feld weitet sich immer wei-
ter aus. Wir sprechen jetzt auch 
über geistlichen, nicht nur sexuel-
len Missbrauch“, sagte der Bischof. 
Es gehe um Frauen in Abhängig-
keit und um unterschiedliche Ge-
waltformen: Diese könnten sexu-
ell, physisch und psychologisch 
sein und auch subtile Formen ha-
ben. Die „stärkere Verankerung“ des 
Themas Missbrauch solle dazu füh-
ren, „dass es nicht nur einen Miss-
brauchsbeauftragten gibt“.

Deswegen habe die Vollversamm-
lung der Bischofskonferenz im Sep-
tember in Fulda zugestimmt, „dass 
wir ein Konzept aufstellen, damit 
ich künftig nicht als der einzige 
für dieses Feld stehe. Das ist, mei-
ne ich, nach den Entwicklungen, 
die es in den letzten elf Jahren gab, 
auch nicht mehr angemessen.“ Die 
Bischofskonferenz habe ihn gebe-
ten, ein Konzept für dieses breitere 
Herangehen an das Thema zu ent-
wickeln.

Er denke an ein Gremium aus 
etwa sechs Fachleuten. In ande-
ren Bischofskonferenzen gebe es 

„Boards“ oder Kommissionen, die 
sich dieses Themas annehmen. „Da 
sollten Bischöfe drin sein, aber eher 
mehrheitlich keine Bischöfe sit-
zen.“ Er wolle auch nicht den Vor-
sitz in diesem Gremium haben. Er 
wolle aber weiter mitarbeiten.

Laut eines Berichts des „Spie-
gel“ über Missbrauchsfälle im Bis-
tum Trier mit dem Vorwurf der Ver-
schleppung von Aufklärung hatte 
die Vereinigung der Missbrauchsop-
fer im Bistum Trier (Missbit) am 
Freitag unter anderem den Rück-
tritt von Ackermann sowie dessen 
Vorgängers, des jetzigen Kardinals 
Reinhard Marx, gefordert.

Er könne Wut, Frust und Ent-
täuschung verstehen, sagte Acker-
mann. Er sehe aber keinen Grund, 
zurücktreten: „Wir sind wirklich seit 
Jahren daran, konsequent Aufarbei-
tung zu betreiben, individuell und 
jetzt auch institutionell“, sagte er. 

„Ich bin überzeugt, dass wir nicht 
ein besonders schlimmes Beispiel 
dafür sind, wie man Aufarbeitung 
verschleppt, sondern dass wir das 
wirklich konsequent betreiben, 

nach den festgelegten Kriterien.“
Es sei „nicht wegzudiskutieren“, 

dass man in der Vergangenheit vor 
allem auf die Reputation der Kirche 
gesetzt und Täter einfach an ande-
re Orte versetzt habe. „Da sind Feh-
ler gemacht worden, absolut“, sagte 
Ackermann. Zudem gebe es „in den 
letzten elf Jahren auch eine Lern-
geschichte: Wir reagieren natürlich 
heute schneller und professioneller 
als noch vor zehn Jahren.“

In den meisten deutschen Di-
özesen seien in diesem Jahr un-
abhängige Kommissionen einge-
richtet worden, die den Blick auf 
Versäumnisse der Institution Kir-
che richteten. Die Kommission in 
Trier besteht aus sieben Mitglie-
dern, darunter Betroffene, eine Psy-
chologin, ein Jurist und ein Histo-
riker. Die Aufarbeitung soll sechs 
Jahre dauern – der erste Zwischen-
bericht werde im Laufe des Jahres 
2022 vorliegen, teilte die Kommis-
sion mit. Das Gremium in Trier hat 
sich bisher fünfmal getroffen.

Die Kommission wolle als Grund-
lage der Aufarbeitung eine Studie in 
Auftrag geben, die – unter Berück-
sichtigung bisher vorliegender Er-
kenntnisse – eine erste Übersicht 
über das Ausmaß von Missbrauchs-
fällen im Bistum Trier ergeben soll, 
hieß es.

Seit 2010 haben sich 208 Betrof-
fene beim Bistum gemeldet. Alle 
diese Fälle und Vorwürfe sowie 
mögliche weitere Hinweise seien 
Gegenstand der Beratung und Un-
tersuchung. Drei Einzelfälle werden 
bereits einer näheren Betrachtung 
unterzogen und weiter untersucht, 
teilte der Sprecher der Kommissi-
on mit.

Der Trierer Bischof Stephan Acker-
mann. FOTO: DPA

Cybercrime: 
Dicke Fische vorm 
Landgericht Trier
TRIER (Mos) Wer sich für Cyber-VerbreTRIER (Mos) Wer sich für Cyber-VerbreTRIER -
chen interessiert, wird zuletzt auffällig 
oft mit dem konfrontiert, was vor dem 
Trierer Landgericht passiert. Dort star-
tet nach dem international beachte-
ten Verfahren um den Traben-Trarba-
cher Cyberbunker diesen Donnerstag 
erneut ein Prozess von überregionaler 
Bedeutung.

Ein australisches Pärchen muss 
sich dafür verantworten, den illegalen 
Marktplatz „DarkMarket“ betrieben 
zu haben – einen der weltweit größ-
ten illegalen Marktplätze, auf dem fast
2400 Verkäufer ihre eigenen Shops be-
trieben, über die sie an rund eine hal-
be Million Nutzer Drogen verkauften.

Wie so viele andere illegale Porta-
le  war dieser Marktplatz bis 2019 im 
Cyberbunker an der Mosel gehos-
tet. Nach der Großrazzia im Schutz-
bau war er zunächst offline, tauchte 
jedoch relativ bald wieder auf. Offen-
bar hatten die Täter auch andernorts 
noch Server mit einem Backup stehen.

Die Anklage wirft den Australiern 
vor, Beihilfe zum Handel mit Betäu-
bungsmitteln geleistet zu haben. Da 
sie bei ihrer Festnahme im Januar an 
der dänischen Grenze neben einer 
großen Menge Drogen auch ein But-
terfly-Messer bei sich hatten, werden 
sie auch beschuldigt, Betäubungsmit-
tel und Waffen eingeführt zu haben.

Konkret beschuldigt werden sie der 
Beihilfe zu Taten, die in der Eifel be-
gangen wurden. Denn dort agierte 
eine ebenfalls vorm Landgericht ver-
urteilte Drogenbande, die ihre illega-
le Ware über den DarkMarket verkauf-le Ware über den DarkMarket verkauf-le Ware über den DarkMarket verkauf
te.  Das Gericht hat bis Ende Februar 
insgesamt zehn Verhandlungstage an-
gesetzt.

Ministerin Eder: „Naturschutz 
mit Energiewende versöhnen“

MAINZ (lrs) Nach ihrer Vereidigung 
zur neuen Klimaschutzministerin 
von Rheinland-Pfalz hat sich Katrin 
Eder vorgenommen, Bedenken von 
Naturschützern gegen einen weite-
ren Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien auszuräumen. „Leider werden 
beide Themen immer wieder ge-
geneinander ausgespielt“, sagte die 
Grünen-Politikerin am Mittwoch mit 
Blick etwa auf Proteste gegen Win-
dräder in Gebieten mit dem Rotmi-
lan und anderen gefährdeten Vogel-
arten. „Naturschutz und Ausbau der 
erneuerbaren Energien im Gleich-
klang voranzubringen und mitein-
ander zu versöhnen, sehe ich daher 
als die größte Herausforderung der 
nächsten Jahre“, erklärte Eder.

Artenschutz und der Ausbau er-
neuerbarer Energien dürften kein 
Widerspruch sein, fügte die Ministe-
rin hinzu. Sie kündigte die Gründung 
eines Kompetenzzentrums Arten-
schutz mit einer Vogelschutzwarte 
an. Außerdem wies sie auf neue Ge-
spräche mit Vertretern von Natur-
schutzverbänden hin. Gemeinsam 
solle dabei nach Lösungen gesucht 
werden, wie das Ziel einer Verdop-
pelung der Windkraftleistung und 
einer Verdreifachung der Solarener-
gieproduktion auf naturverträgli-

che Weise erreicht werden könne. 
Die 45-jährige Politikerin der Grü-
nen wurde am Mittwoch im rhein-
land-pfälzischen Landtag als neue 
Ministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie und Mobilität vereidigt. Die 
erste Regierungsumbildung in der 
laufenden Wahlperiode wurde not-
wendig, weil die bisherige Ressort-
chefin Anne Spiegel als Bundesfami-
lienministerin nach Berlin gegangen 
ist. „Herzlichen Glückwunsch, jetzt 
sind Sie Staatsministerin“, sagte 
Landtagspräsident Hendrik Hering 
(SPD) nach der Bestätigung durch 
die Landtagsmehrheit von SPD, Grü-
nen und FDP sowie der anschließen-
den Vereidigung. Nach dem Wechsel 
von Anne Spiegel sei „sehr schnell 
eine hervorragende Lösung gefun-
den worden“, sagte Ministerpräsi-
dentin Malu Dreyer (SPD). Neuer 
Staatssekretär im Ministerium wird 
der bisherige Geschäftsführer der 
Energie-Agentur Rheinland-Pfalz, 
Michael Hauer (Grüne). Neue stell-
vertretende Ministerpräsidentin 
wird an Stelle Spiegels Familienmi-
nisterin Katharina Binz (Grüne).

Im Frühling war die Grü-
nen-Politikerin noch Dezer-nen-Politikerin noch Dezer-nen-Politikerin noch Dezer
nentin der Stadt Mainz. 
Dann rückte sie zur Staats-
sekretärin auf. Jetzt hat Eder 
die Leitung des Klima-
schutzministeriums über-schutzministeriums über-schutzministeriums über
nommen. Zum Start setzt 
sie neue Akzente.

Die neue Ministerin: Katrin Eder. 
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